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Die beiden jüngsten Schumacher-Jubiläen - sein 100. Geburtstag im Oktober 1995
und sein 50. Todestag im August 2002 - waren für Historiker und Publizisten Anlaß
für die wiederholte, teils kritische, überwiegend heroisierende, Würdigung seines Le-
benswerkes. 1995 bildete Schumachers Agieren nach 1945 an der Spitze der SPD den
Schwerpunkt in zwei wissenschaftlichen Veranstaltungen und in vielen publizistischen
Beiträgen.1  2002 gab es nur ein Forum mit einem breit gefaßten, über den Anlaß
hinausweisenden Fragenspektrum; die Medien ließen das Jubiläum unbeachtet.2  Bei-
de Male wurden vor allem zwei Seiten seines Wirkens nach 1945 hervorgehoben: sein
prinzipieller Antikommunismus, der alle Einheitsbestrebungen von Kommunisten und
Sozialdemokraten im Westen verhindert und zur Marginalisierung der Kommunisten
dort beigetragen hatte; und sein Kampf als Oppositionsführer im Deutschen Bundes-
tag um die Wiedervereinigung Deutschlands. Bezogen auf Schumachers Verdienst vor
der Bundesrepublik hieß es: Sein “großes Werk” sei die bis Anfang der 70er Jahre
“zuverlässig antikommunistische, somit auch antisowjetische SPD” gewesen3 ; indem
er seine Partei langfristig auf den Antikommunismus festlegte, habe er “wesentlich die
Bundesrepublik ermöglicht”, nämlich “den großen tragenden Konsens ihrer ersten
Jahrzehnte”4 ; sein Kampf gegen “Kommunisten und ,Einheits’-Apologeten... war...
die Wegweisung für einen... antikommunistischen Konsens aller deutschen Demokra-
ten” gewesen.5

Dabei wurden mindestens drei Seiten seines Wirkens weitgehend ausgespart: er-
stens sein Anteil an der Spaltung Deutschlands 1946-19496 ; zweitens sein
konfrontativer Umgang mit der DDR nach 1949 hinsichtlich der negativen Konse-
quenzen für die Einheit Deutschlands7 ; drittens der Umstand, daß Schumacher, der
seit 1945 und bis zu seinem Tode die sozial-ökonomische Neuordnung in den Westzo-
nen/BRD im Sinne der Demokratisierung durch Sozialisierung der Grundstoff-
industrien und Banken verbal für notwendig hielt, dieses Anliegen in seinem prak-
tisch-politischen Wirken zugunsten der außenpolitischen Anliegen so gut wie unbe-
rücksichtigt ließ, ebenso wie die anfangs - besonders im Mai-Juli 1945 - geforderte
Bestrafung der Nazis und ihrer Hintermänner und die wirksame Entnazifizierung staat-
licher Einrichtungen der BRD. Dieser dritten Seite soll in folgendem nachgegangen
werden.

Im Vorwort zum SPD-Aktionsprogramm, datiert mit 28. Juli 1952, also drei Wo-
chen vor seinem Tod, schrieb Schumacher: “Die Sozialdemokratie hält es für ihre
oberste Aufgabe, nicht einen Staat der Restaurierung früherer Verhältnisse, sondern
ein neues Deutschland mit einem neuen politischen und sozialen Inhalt zu schaffen,
in dem die Menschen über ihr eigenes Schicksal auf allen Gebieten auch tatsächlich

Kurt Schumacher 1949-1952: Die innere Gestaltung der BRD
im Schatten seines Antikommunismus



�� Ulla Plener

mitzubestimmen haben”; der Adenauer-Regierung warf Schumacher vor, dies zu ver-
hindern.8  Und weiter: Es sollte “ein Deutschland... sozialer Gerechtigkeit” (an ande-
rer Stelle: “ein Staat des demokratischen Sozialismus”) sein. - “Die heute allgewaltige
Macht des Großbesitzes und seiner Anhänger muß gebrochen werden, um die Bahn
frei zu bekommen für eine Entwicklung der freien Menschen und Staatsbürger und
der Freiheit der Nation.”9

Mit diesen Sätzen gestand Schumacher ein, daß sein 1945/1946 in die Losung “So-
zialismus als Tagesaufgabe” gekleidetes radikal-demokratisches Programm (Entmach-
tung des großen Industrie- und Finanzkapitals durch Sozialisierung der Schwerindu-
strie und der Großbanken; demokratische Bodenreform; Demokratisierung der Ver-
waltungen, der Polizei und Justiz durch Entnazifizierung) im Westen nicht realisiert
wurde. An anderer Stelle wurde von der Autorin, bezogen auf die Jahre 1945-1948,
ausgeführt, warum: Es waren das Veto der westlichen Besatzungsmächte und das von
Schumacher bestimmte Verhalten der SPD selbst, die sich in erster Linie am Anti-
kommunismus und dem “reinen” Parlamentarismus orientierte, sich nicht auf die so-
zial-ökonomische Neuordnung und Entnazifizierung konzentrierte und in diese Rich-
tung wirkende Massenaktionen ablehnte.10

Nicht anders im Vorfeld und nach der Gründung des westdeutschen Staates. Im
Vorfeld ging es auf zentraler Ebene um die Mitwirkung der SPD am Zustandekom-
men des Grundgesetzes der Bundesrepublik, das vom Parlamentarischen Rat, auf Ge-
heiß westlicher Besatzungsmächte und abgeschirmt von der Öffentlichkeit, 1948/1949
ausgearbeitet wurde. Im Unterschied zur Weimarer Verfassung ist darin das Sozialstaats-
gebot nicht durch Aufnahme sozialer Grundrechte konkretisiert, es enthält auch keine
Gebote demokratischer Kontrolle der Regierungen und Verwaltungen. Die Mitver-
antwortung dafür der SPD, deren Vertreter im Parlamentarischen Rat einem “ausge-
prägten Ordnungsdenken” folgten, das “alte radikal-demokratische Forderungen der
SPD und umfassende Demokratisierungsbestrebungen zurücktreten ließ”, hat zuletzt
Michael G. M. Antoni detailliert dargestellt.11   Eine Ursache für die Abstinenz der
SPD gegenüber sozialen Grundrechten im Grundgesetz, auf die weder Antoni noch
andere Autoren eingehen, legte Susanne Miller offen: Der Einsatz Schumachers für
die BRD als Bundesstaat habe “die Bildung einer gemeinsamen Front mit der FDP
gegen den Föderalismus sowohl in der CDU/CSU und der Deutschen Partei als auch
bei den Amerikanern und Franzosen (erfordert). Diese Zusammenarbeit mit den Li-
beralen war ein weiterer, unmittelbar zwingender Grund für die SPD, eine Präzisie-
rung der sozialen Grundrechte zu unterlassen.”12  Die im Grundgesetz immerhin, wenn
auch nur pauschal, enthaltene Sozialpflichtigkeit des Eigentums und prinzipielle Mög-
lichkeit von Enteignungen gegen Entschädigung wurden von der SPD weder unter
Schumacher, noch später, auch nicht von einer sozialdemokratisch geführten Regie-
rung, je eingefordert.

Schumachers konkretes Mitwirken an der Gestaltung der Bundesrepublik bezog
sich allein darauf - das rechnete er sich als großen gestaltenden Verdienst an, und das
wird in der Literatur so hervorgehoben -, daß er diesen Staat als zentralisierten Bun-
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desstaat anstelle eines losen Staatenbundes, wie es die Besatzungsmächte vorhatten,
durchgesetzt hatte, indem er am 20. April 1949 sein “donnerndes Nein” (Merseburger)
dem Staatenbund entgegensetzte. Niemals hatte er sich - auch nicht als der Ausgang
der Auseinandersetzung darüber zumindest bis Ende 1946/Anfang 1947 noch offen
war13 , - in einer solchen Art für die sozial-ökonomische Neuordnung der Westzonen
und deren wirkliche Entnazifizierung eingesetzt.14

Nach Konstituierung der BRD galten als Programm zunächst die “Richtlinien der
Politik der SPD im Bundestag (Dürkheimer 16 Punkte)” vom August 1949. Obwohl
darin die alten demokratischen Forderungen (mit Ausnahme der Bodenreform), wenn
auch anders formuliert, weiterhin enthalten und alle Punkte - bis auf Punkt 13, der
die Oder-Neiße-Grenze ablehnte, den “Verbleib des Saarlandes im deutschen Staats-
verband” und “Abwehr neuer Gebietsabtretungen” forderte, - voll auf innenpolitische
Probleme ausgerichtet waren15 , konzentrierte sich Schumacher wie schon vor 1949
als Oppositionsführer auch jetzt wieder auf Deutschland- und außenpolitische Fra-
gen. Erstmals in der Geschichte der SPD erhielten in ihrer Oppositionspraxis außen-
politische Anliegen Priorität vor ihren innenpolitischen Vorhaben.16

Bezogen auf Schumachers Wirken nach 1949 hinsichtlich der innenpolitischen
Gestaltung der Bundesrepublik sollen hier drei Aspekte herausgegriffen werden: seine
verbale Kritik an Staat und Gesellschaft in der BRD; sein inkonsequenter Umgang
mit dem Neonazismus in der politischen Praxis; und seine marginale Behandlung der
sozial-ökonomischen Forderungen der SPD.

Verbale Kritik an Staat und Gesellschaft in der BRD -  und politische Praxis gegen
“links”

Überwiegend am Rande seines politischen Wirkens setzte sich Schumacher mit der
Adenauer-Regierung wegen deren Innenpolitik auseinander. Diese blieb unter seiner
Führung eine “vergleichsweise windstille Zone” von “alles in allem nur sekundärem
Rang”.17

Wenn Schumacher sich an Ostdeutsche wandte, hielt er ihnen die Bundesrepublik
stets als Beispiel für Demokratie vor. Im Dezember 1949 schrieb er: Die Verhältnisse
in beiden Teilen Deutschlands entsprächen zwar nicht den Wünschen und den Inter-
essen ihrer Bewohner, aber “während die kommunistisch okkupierte Besatzungszone
allein von außen her geändert und belebt werden kann, hat der deutsche Westen die
große Chance, sich weitgehend selbst zu gestalten”.18  Der Westen vertrete die ewigen
Ideen der Menschenwürde, habe “jetzt diese Ideen zu treuen Händen erhalten” und
möge “sie bewahren”.19  Die Einwohner der Bundesrepublik hätten “die Möglichkeit,
ihren politischen Willen frei zu bilden und in demokratischen Wahlen frei zu äu-
ßern”.20  Zum Beispiel: Ob Verteidigungsbeitrag oder nicht - darüber bestimme das
Volk!21  Oder: In der Bundesrepublik sei die FDJ “nicht zu vergleichen mit den Zwangs-
mitgliedern der FDJ in (der) Zone”; sie habe hier “ein Dasein menschlicher und poli-
tischer Freiheit”.22
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An Adenauer und seine Regierung gewandt, äußerte sich Schumacher dagegen zum
Teil äußerst kritisch zur inneren Konstitution der Bundesrepublik.

Mit dieser Regierung hätten sich die Kräfte der Restauration in Bonn etabliert.23  Sie
versuche, “die parlamentarische Demokratie in der Praxis auszuschalten und den au-
toritären Verwaltungsstaat” einzurichten. Da die Demokratie immer eine Bedrohung
für “den großen Besitz” sei, erkläre sich daraus “der Vorgang der Entdemokratisierung
der Bundesrepublik”, die “immer mehr auf die Bahn des autoritären Verwaltungsstaats”
rutsche - “der Obrigkeitsstaat Wilhelms des II.” sei “schon übertroffen”, es häuften
sich Parallelen zum Ständestaat; bei sozialpolitischen Debatten sei es soweit gekom-
men, “daß wir zum Teil heute bezüglich der Rechte der Arbeitnehmer hinter den
Stand des Kaiserreichs zurückgedrängt worden sind”; der (west-) deutsche Verteidi-
gungsbeitrag (über den doch das “Volk” entscheiden werde!) ginge zu Lasten der klei-
nen Leute usw. usf.24

Diese pauschalen Attacken, seien, so Kurt Klotzbach, “höchstens von der engeren
Anhängerschaft begriffen und rezipiert” worden und stießen “beim breiten Wähler-
publikum hingegen ins Leere”. Stets von neuem habe die Partei “mit allgemeinen
Schlagworten die Parlamentsfeindlichkeit und autoritative Staatsführung Adenauers
sowie den Vormarsch restaurativer Kräfte in Wirtschaft und Politik” kritisiert.25  Den
Schlagworten folgten keine konkrete Analyse (vor allem nicht des Warum!) und vor
allem keine konkreten Schlußfolgerungen für die politische Praxis, auch nicht der SPD.

Letztere entsprach den kritischen Wertungen Schumachers keinesfalls: Fast 84 Pro-
zent der in dritter Lesung vom Bundestag in seiner ersten Legislaturperiode verab-
schiedeten Gesetze fanden die Zustimmung der SPD. Die meisten Ablehnungen ih-
rerseits entfielen traditionell auf das Haushaltsressort - und auf die Außenpolitik. Die
geringsten Ablehnungsquoten betrafen mit 14,6 - 11,8 - und 6,4 Prozent die Sachge-
biete Innen- und Arbeits- sowie Sozial- und Wirtschaftspolitik.

Bei der Innenpolitik ging es Schumacher und der SPD nicht zuletzt um die “Ab-
wehr totalitärer Tendenzen” - verbal solcher “von rechts” und “von links” gleicherma-
ßen, in der Tat vorwiegend gegen jene “von links”. Ein Beispiel: Am 24. Juni 1950
faßte der Parteivorstand - im Vorfeld des in der DDR damals vorbereiteten
Deutschlandtreffens der Jugend im August 1950 - in Anwesenheit Schumachers fol-
genden Beschluß: “Der Parteivorstand fordert in Übereinstimmung mit dem Beschluß
der Jugendorganisation ,Die Falken’ den Ausschluß der FDJ von: 1. staatlichen oder
kommunalen Zuwendungen, 2. dem Mitwirkungsrecht in staatlichen und kommuna-
len Beratungskörperschaften, 3. der Benutzung öffentlicher Jugendpflegeeinrichtungen,
4. steuerlichen Vergünstigungen, 5. Fahrpreisermäßigungen, 6. korporativer Mitglied-
schaft in demokratischen Organisationen wie z. B. dem Jugendherbergswerk. Alle
Jugendverbände, alle parlamentarischen und behördlichen Körperschaften, insbeson-
dere die Jugendpflegebehörden, werden aufgefordert, schnellstens Maßnahmen im
vorgeschlagenen Sinne einzuleiten und durchzuführen.”26

Alle konkreten Aktionen der Bonner Regierung gegen die FDJ, gegen die bundes-
deutsche Friedensbewegung, gegen die KPD wurden von der SPD unterstützt oder
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(wie später, 1956, das KPD-Verbot) zumindest toleriert. So beschlossen z. B. am 11.
August 1950 elf Innenminister der Länder, darunter sechs Sozialdemokraten, Maß-
nahmen gegen die Friedensbewegung. Am 19. September 1950 verfügte die Bun-
desregierung durch eine Ausnahmeverordnung, Angehörige der KPD und einiger anderer
(nicht etwa rechtsgerichteter!) Organisationen aus allen Einrichtungen des öffentli-
chen Dienstes zu entlassen, - und die sozialdemokratischen Länderminister und Bür-
germeister befolgten widerspruchslos diese Weisung. Auch das vom Bonner Innenmi-
nister am 26. Juni 1951 verfügte Verbot der FDJ fand die Zustimmung der SPD.
Nicht anders das am 9. und 11. Juli 1951 im Bundestag kurzfristig (deshalb “Blitz-
gesetz” genannt) verabschiedete 1. Strafrechtsänderungsgesetz. Es ergänzte das geltende
Strafgesetzbuch in den Kategorien Hoch- und Landesverrat, verschärfte die Strafbe-
stimmungen und führte als neues Delikt die “Staatsgefährdung” ein, wobei wörtlich
Bestimmungen aus Nazi-Gesetzen übernommen wurden.27  Nicht die neonazistischen
und revanchistischen Kräfte, sondern Kommunisten wurden von da an in der Bun-
desrepublik noch stärker verfolgt.

Inkonsequenter Umgang mit alten und neuen Nazis in der BRD
Ganz anders ging die SPD unter Schumacher mit der Tatsache um, daß Verwaltung,

Justiz und Polizei des Staates Bundesrepublik von alten Nazis durchsetzt geblieben
waren - und sich überall neonazistische Organisationen regten. Dieses Thema behan-
delte Schumacher wie schon vor 1949 nur sporadisch, mehr oder weniger am Rande
und selten öffentlich.28

Den vorliegenden Quellen nach zu urteilen, haben sich die Führungsgremien der
SPD in den Jahren 1949-1952 ein einziges Mal in einer längeren Debatte mit dem
Thema “Abwehr des Neonazismus” in der Bundesrepublik befaßt, und zwar auf ihrer
(nichtöffentlichen) Tagung am 13. und 14. März 1950. Sie soll hier etwas ausführli-
cher wiedergegeben werden, da sie in der Literatur bisher nicht erwähnt wurde. Aus-
gelöst wurde sie vom “Fall Hedler” (der auch schon auf der PV-Tagung am 4./5. Fe-
bruar d. J. kurz verhandelt wurde).29  In einer anschließenden Presseerklärung am 15.
März 1950 nannte Schumacher den Fall “die typische Situation der Nutznießung der
Demokratie durch die Feinde der Demokratie mit Hilfe der deutschen Justiz”.30  Die
ausgebliebene Entnazifizierung der westdeutschen Justiz erwähnte er nicht. Im Partei-
vorstand verwies er auf den moralischen und wirtschaftlichen Schaden (das Verfahren
habe “die Deutschen bei der Marshallplanzumessung mindestens 100 Millionen Dol-
lar gekostet”), den das Urteil für die BRD zur Folge gehabt habe.31

In den Debatten am 13. im Parteivorstand (PV) und am 14. im Parteiausschuß
(PA) März erklärte Waldemar v. Knoeringen, daß “die Auseinandersetzung mit dem
Faschismus uns noch bevorstehe, da er 1945 von den Alliierten zwar niedergeworfen,
aber nicht von uns besiegt wurde”; die Jugend müsse “von uns” gewonnen werden.
Walter Menzel, Willi Eichler und Schumacher beklagten das Versagen der Justiz und
die Unzuverlässigkeit der Polizei (Schumacher: “die Polizei ist unzuverlässig, die Justiz
ist gegen uns.”) Gegenmaßnahmen betreffend ging es zum einen darum, “mit der
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Angelegenheit gesetzlich fertig (zu) werden” (Fritz Henßler), was eine Bundessache sei
(Menzel); Schumacher: “Wir brauchen die Schutzgesetze.” (Am 16. März 1950 legte
die SPD-Fraktion im Bundestag den Entwurf eines “Gesetzes gegen die Feinde der
Demokratie” vor, dessen Inhalte im oben genannten 1. Strafrechtsänderungsgesetz
der Bundesregierung vom Juli 1951 weitgehend berücksichtigt wurden und das da-
nach vorwiegend gegen Kommunisten angewandt wurde.) Zum anderen sollten die
Nazi-Aktivitäten beobachtet, Nachrichten über sie gesammelt werden (Ollenhauer,
Schumacher), wofür beim Parteivorstand als “Gegenstück zum Ostbüro” (das schon
im März 1946 geschaffen worden war) eine Referentenstelle eingerichtet werden soll-
te (Ollenhauer). Knoeringen und Wilhelm Knothe hielten Beobachtung allein für
nicht ausreichend - man sollte “auch Abwehr organisieren”, und Knothe teilte mit: “In
Hessen wurde von unseren Genossen in den Betrieben die Gründung von Hundert-
schaften beschlossen.” Dagegen warnte Schumacher “vor Gewerkschaftshundert-
schaften, da wir dabei die KP mit hinein bekämen”(!)...

Auch sonst wurden hier neben den Nazis wieder die Kommunisten als Gefahr be-
schworen. Kurt Mattick, MdB, in der Diskussion: Nicht nur Hedler, sondern auch
Reimann sollte ein Redeverbot erhalten.32  Ollenhauer stellte klar: “... unsere Auffas-
sung über die Bewertung der beiden totalitären Richtungen (habe) keine Änderung
erfahren, auch wenn heute (abweichend von sonstigen Tagungen) die Rechts-
bewegungen im Vordergrund der Besprechungen standen... Wir müssen den Genos-
sen und der Bevölkerung die Gefahren klarmachen, die uns von beiden Seiten drohen.”

Im Zusammenhang mit dem Thema bat Knoeringen in der Vorstandssitzung “um
eine Stellungnahme zum Problem der ehemaligen Wehrmachtsoffiziere, die bei uns
Verbindung suchen. Es sei zu klären, ob wir den Kontakt zu diesen Kreisen fördern
sollten.” Carlo Schmid begrüßte das Aufwerfen dieser Frage, über die man am näch-
sten Tag auch im PA sprechen sollte: “Der Kontakt mit HJ-Führern und Ritterkreuz-
trägern sei von ihm schon lange gefördert worden. Wir sollten darüber ein mutiges
Wort nach draußen sprechen.” Fritz Heine war dafür, “ein Wort an die Jugend (zu)
richten”, aber anderer Auffassung über die HJ-Führer. Schumacher wollte im PA das
zuvor behandelte “Selbstschutzproblem” betonen, aber auch die Jugendgewinnung
nennen: “Er glaube, daß man den jungen Menschen die Entschuldbarkeit des Irrtums
zugestehen müsse. Wir können uns nicht von der Partei zur Sekte zurückentwickeln.”
Ollenhauer erkläre abschließend, zum HJ-Problem habe er die gleiche Auffassung wie
Schumacher und Schmid, er “glaube jedoch nicht, daß es klug wäre, jetzt in einer
Verlautbarung unseren Standpunkt zu veröffentlichen. Wir dürften nicht außer Acht
lassen, daß die SPD die Partei der Opfer des Faschismus bleiben müsse”! Offensicht-
lich im Verfolg nicht zuletzt auch dieser Diskussion fanden seit Frühjahr 1950 Ge-
spräche sozialdemokratischer Politiker, auch Schumachers, mit früheren Wehrmachts-
offizieren und im Herbst 1951 mit hohen Offizieren der Waffen-SS, darunter SS-
Brigadeführer bzw. Generalmajor der Waffen-SS Kumm, statt, die dazu dienen soll-
ten, einige Hunderttausende ehemalige Waffen-SS-Angehörige in die bundesdeutsche
Gesellschaft einzubinden.33
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Vor dem PA am 14. März stellte Schumacher dann als “Aufgaben der praktischen
Politik” heraus: “Wir müssen dem Osten zeigen, daß es auf deutschem Boden wirkli-
che Demokratie gibt.” Und: “Wir müssen aber auch klarmachen, daß die Menschen
im Westen noch unter so vielen sozialen Benachteiligungen und Ungerechtigkeiten
leiden, daß ihre Anziehungskraft auf den geknechteten Osten darunter leidet.”

Der Antikommunismus war also der übergreifende Gesichtspunkt für die prakti-
sche Politik, auch wenn es um den Neonazismus in der BRD ging.

Auf dem Hamburger Parteitag der SPD im Mai 1950 sagte Schumacher dann: Es
sei Pflicht (der Sozialdemokraten), “gegen die Schuldigen, gegen die Nutznießer und
Profiteure des Nazismus vorzugehen”: “Sie sehen doch jeden Schwerindustriellen,
Schwerverdiener, Großverdiener und Profiteur des Krieges und des Dritten Reiches
heute wieder in Deutschland (in Westdeutschland - U. Pl.) enorm in unbekanntem
Umfang verdienen... Sie sehen maßgebende Beamte des Dritten Reiches auf ebenso
maßgebenden Stellen der Bonner Bundesregierung. (Sehr richtig! Hört!)”34   Er sprach
hier vom Rechtsradikalismus, der sogar schon zu einer Massenbewegung geworden sei,
und daß es “bereits die Möglichkeit zur Bildung  einer neuen großen Rechtspartei” gebe.

Die Ursachen sah er einzig in den Unzulänglichkeiten der Sozialpolitik der Adenau-
er-Regierung gegenüber Flüchtlingen, Heimkehrern, Kriegsopfern und aus Polen und
der CSR Ausgesiedelten: “Die... klassenpolitisch motivierte... soziale Passivität der
Regierung ist die Keimzelle des Faschismus und der Diktatur”; darum sei “der Kampf
um die soziale Struktur” der westdeutschen Bevölkerung “der entscheidende Teil des
Kampfes gegen den Rechtsradikalismus und für die Etablierung der Demokratie in
Deutschland.”35  Und in seinem 1950 erschienenen Vorwort zum Jahrbuch der SPD
für 1948/1949 (also nicht in einer öffentlichen Rede oder in der Presse) hieß es: “Die
Freisprüche von Mördern, der Hedlerprozeß, das Johlen des antisemitischen Mobs”
seien “keine Betriebsunfälle, sondern Zwangsläufigkeiten. Ohne das soziale Versagen
der Bundesregierung wäre der Rechtsradikalismus in den steuerschwachen, mit Flücht-
lingen überbelegten Agrarländern Westdeutschlands weder in seinen Dimensionen
noch in seiner Intensität der bedrohliche Faktor, der er heute ist.”36  Hier ordneten sich
die damaligen Bemühungen der SPD um den sozialen Lastenausgleich, die Unterstüt-
zung der Kriegsopfer und der zurückkehrenden Kriegsgefangenen, die Integration der
aus Polen und der CSR Ausgesiedelten ein.

Die politische Ebene, auf der die SPD als einflußreicher Faktor agierte, nämlich den
schonenden staatlichen Umgang mit dem Neonazismus in der Gesellschaft und mit
den alten Nazis in bundesrepublikanischen Institutionen, artikulierte Schumacher nicht.

Ein Jahr später sprach er auf der Großkundgebung anläßlich des Gründungskon-
gresses der Sozialistischen Internationale am 1. Juli 1951 in Frankfurt a. M. allgemein
davon, daß der Faschismus wieder sein Haupt “in so vielen Ländern, auch Europas”
erhebe; besonders von der Jugend sollte “die Gefahr einer erneuten Bestialisierung”
abgewehrt werden. Aber zum entschiedenen Kampf gegen den Faschismus rief er nicht
auf, und er formulierte keine konkreten Schritte, die geeignet wären, einen solchen
Kampf zu führen. Zu “einer zentralen Frage der Internationale” sollten wiederum die
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“Hilfe für die Vertriebenen, ihre gesellschaftliche und soziale Eingliederung und (die)
Möglichkeiten des Kampfes für ihre Rückkehr (in die ursprüngliche Heimat) mit fried-
lichen Mitteln” werden. In der Rede ging es dann vorwiegend wieder gegen “den
Kommunismus und den östlichen Totalitarismus”.37

Das neonazistische Agieren in der BRD wurde also von den Führungsgremien der
Partei (überwiegend intern) reflektiert. Aber der Bericht über die Innenpolitik im
1952 veröffentlichten Jahrbuch der SPD für 1950/1951 enthielt über die Gefahr und
die Praxis des Neonazismus in der Bundesrepublik nichts.38  Im Abschnitt “Beschlüsse
und Kundgebungen des PV und PA” finden sich keine Festlegungen aus der Tagung
vom 13./14. März 1950. Er enthält lediglich einen Beschluß des Hamburger Partei-
tags der SPD über die “Demokratische Zuverlässigkeit der Justiz”, den der Parteitag
dem PV “zur Beachtung” empfiehlt: So wertvoll die Anprangerung von Fehlurteilen
der Justiz im Einzelfall wie Hedler sei, “ist eine Änderung nur dann möglich, wenn
wir fordern, daß alle Richter, die in der Nazizeit allzu willige Urteile im Sinne der von
Hitler geforderten Staatsautorität gefällt haben, aus dem Dienst entfernt werden“.39

Und die “Politische Resolution” des Parteitags enthielt einen Absatz, in dem es hieß:
“Die soziale Frage ist die nationale Frage. Soziale Gerechtigkeit ist die Grundlage der
deutschen Einheit und der Überwindung des Rechtsradikalismus und des National-
kommunismus.”40  Von praktischen Schritten für die Abwehr des Neonazismus war
weder in der Empfehlung hinsichtlich der Justiz noch in der politischen Resolution
die Rede. Eine öffentliche Kampagne o. ä. gegen die alten und neuen Nazis bei Justiz,
Polizei, Verwaltung wurde nicht initiiert.41  Statt dessen fanden Gespräche mit hohen
nazistischen Offizieren statt...

Zwei Jahre später - an den genannten Tatsachen hatte sich also nichts geändert -
schrieb Schumacher in einem damals nicht veröffentlichten Brief an den Ortsverein
Hannover der SPD am 3. April 1952: “Der Kampf um das Auswärtige Amt zeigt ja,
daß der heutigen Bundesregierung und ihren Parteien jeder noch so belastete Nazi
lieber ist als der beste Sozialdemokrat”; gerade in der letzten Zeit habe die deutsche
und auswärtige Presse “eine Reihe von Querverbindungen der Regierungsparteien zum
Neofaschismus aufgedeckt”42 ; die (im Bundestag vertretene) Deutsche Partei (DP) sei
“eindeutig neofaschistisch” (an anderer Stelle nach seiner Art, ohne Beweise anzufüh-
ren, sogleich antikommunistisch gewendet: sie sei “stark von Kommunisten durch-
setzt”43 ). Zu den “Querverbindungen” konkret: Ein einziges Mal - und das nicht vor
der breiten deutschen Öffentlichkeit, sondern in einem Interview für United Press -
erwähnte er Globke (und nur diesen) als Berater Adenauers (was die Regierung bei
der Frage nach Wiedergutmachung an den Juden unglaubwürdig mache).44

Noch einmal: Es sind keine politischen Schritte oder konkreten Maßnahmen über-
liefert, mit denen die SPD in den Jahren 1949-1952 - etwa vergleichbar mit ihrem
gegen die FDJ gerichteten Beschluß - diese von Schumacher beklagten Zustände in
der BRD wirksam bekämpft hätte.

Im Gegenteil. Ganze fünf Wochen nach dem zitierten Brief wurde im Bundestag
mit den Stimmen der SPD das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter
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Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen angenommen, das am 11. Mai 1952
in Kraft trat. Danach erhielten Beamte und Angestellte, ehemalige Wehrmachts- und
Arbeitsdienstangehörige, die im Zuge der Entnazifizierungsverfahren aus dem öffent-
lichen Dienst entfernt worden waren, ihre vollen Versorgungsansprüche zurück und
konnten erneut in den Staatsdienst eintreten. Im Ergebnis der Ausführungsbestim-
mungen zu diesem Gesetz kamen Gestapo-Kommissare, hohe SS-Offiziere, Staatsan-
wälte an Sondergerichten und Ghetto-Verwalter wieder als Beamte auf Lebenszeit oder
als unabsetzbare Richter wieder in den öffentlichen Dienst. Ein Antrag der KPD im
Bundestag ein Jahr zuvor, am 9. Juli 1951, militaristische und neonazistische Organi-
sationen zu verbieten, die - auch von der SPD mit Besorgnis wahrgenommen - sich in
der Bundesrepublik verbreiteten, war mit den Stimmen der SPD und der Regierungs-
parteien verworfen worden. Zur gleichen Zeit bemühte sich die SPD - auch Schumacher
persönlich - um die Begnadigung wegen Kriegsverbrechen verurteilter hoher
Wehrmachtsoffiziere sowie um eine Ehrenerklärung seitens der NATO-Führung für
die deutsch-faschistische Wehrmacht.

Sozial-ökonomische Forderungen dem Antikommunismus untergeordnet
In der historischen Publizistik wurden und werden die oben zitierten, an sozialisti-

schen Ideen orientierten Aussagen Schumachers zur inneren Gestaltung der Bundes-
republik kritisch bewertet. Sie seien illusionär und der Masse der westdeutschen Be-
völkerung weder nach 1945 noch nach 1949 zu vermitteln gewesen. Schumacher
habe, so Heinrich Potthoff, “die Realitäten und Zwänge der Nachkriegsepoche nicht
zureichend antizipiert und illusorischen Vorstellungen von einem demokratisch-sozia-
listischen Deutschland” angehangen.45

Helga Grebing fragte 1995, warum die damalige “gesellschaftsverändernde Dyna-
mik der SPD ins Leere lief ” und nannte mehrere mögliche Antworten: allgemeine,
von den Besatzungsmächten veranlaßte Barrieren gegen grundlegende gesellschaftli-
che Veränderungen; der schon während des zweiten Weltkrieges begonnene Struktur-
wandel, der alte (auch Arbeiter-) Milieus zerstörte; die politische Desillusionierung
der jungen Generation; wie schon vor 1933 seien große Teile der Arbeiterschaft und
erst recht der Angestelltenschaft nicht der SPD gefolgt. Und eine weitere ihrer Ant-
worten hieß: Es sei Schumacher und der SPD nicht gelungen, “ihre gesellschaftspoli-
tische Alternative zur SBZ unverwechselbar deutlich zu machen”, da habe auch “der
die bürgerlichen Parteien anfangs übertreffende Antikommunismus” nichts genutzt.46

Eine Antwort auf H. Grebings Frage enthalten die Ausführungen von Peter Brandt
im Oktober 1995: Schumacher sei es bei seiner grundsätzlichen Option für den We-
sten nach 1945 “um die Abwehr eines totalitären, staatskapitalistischen, großrussischen
Imperialismus seitens der von ihm so genannten ,Weltdemokratie’” gegangen. - “Die-
ser Kampf war der innergesellschaftlichen Klassenauseinandersetzung gleichsam über-
geordnet, obschon er überzeugt war, daß nur eine sozial progressive Entwicklung in
den Staaten des Westens diesen in die Lage versetzen würde, die kommunistische Her-
ausforderung zu bestehen. Er trat in diesem Sinne bereits 1947 für eine Strategie der
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,Magnetisierung’ der Sowjetzone durch wirtschaftlichen Aufbau und (unterstrichen
von P. B.) sozialpolitische Aus- und Umgestaltung der Westzonen (und nach 1949 der
BRD - U. Pl.) ein”.47  Peter Brandt hat hier zugleich ein “Dilemma” Schumachers
beschrieben, denn: Ein Sozialisierungskonzept bei grundsätzlicher Option für den -
kapitalistischen - Westen war der Bevölkerung in der Tat schwerlich zu vermitteln
gewesen. Und die vom sozialistischen Ideengut gespeiste Alternative zur SBZ/DDR
konnte angesichts des aggressiven, ja hysterischen (Helga Grebing) Antikommunis-
mus Schumachers, der sich mit aller Schärfe auch gegen die SBZ/DDR wandte, kaum
“unverwechselbar deutlich” gemacht werden. Immerhin wurden in der DDR auf ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gebieten Lösungen praktiziert, denen sozialdemokrati-
sche bzw. sozialistische Vorstellungen zugrunde lagen. Zu fragen ist, ob Schumachers
und jeder andere sozialdemokratische Antikommunismus wirklich produktiv für die
Vermittlung sozialdemokratischer Ideen und für eine entsprechende politische Praxis
der SPD sein konnte.48

Schumachers Forderungen hinsichtlich der sozial-ökonomischen Gestaltung der
Bundesrepublik waren stets ebenso allgemein wie seine öffentlichen Stellungnahmen
zum Neonazismus. Wie Kurt Klotzbach schon für die Zeit unmittelbar nach 1945
festgestellt hatte: “Probleme der konkreten wirtschaftspraktischen Regelung interes-
sierten ihn höchstens am Rande, oder er überließ sie anderen.”49

Sofern Schumacher diese Probleme ansprach, wurden sie von ihm stets antikommu-
nistisch gewendet, denn es ging ihm um den “Auftrag”, ja die “Mission” der Bundes-
republik, im besonderen anziehend auf die DDR und im allgemeinen als Faktor bei
der “Abwehr des Weltkommunismus” zu wirken.50  Vor den Arbeitern und Angestellten
der Hanomag-Werke in Hannover rief er am 23. Januar 1950 aus: “Westdeutschland
als der Kern einer Vereinigungspolitik für ganz Deutschland ist doch nur denkbar,
wenn der Zustand der sozialen Gerechtigkeit in diesem Lande so groß ist, daß er eine
magnetische Anziehungskraft auf Ostdeutschland und das System der Satellitenstaa-
ten bildet.”51  Die soziale Schwäche des Westens sei die Chance für den totalitären
Osten.52

Der Eindruck mußte zwingend sein, daß Schumacher soziale Gerechtigkeit nicht
um ihrer selbst willen forderte: “Das Magnetisierungskonzept zielte primär auf den
inneren sozialen Ausbau Westdeutschlands. In einer ,konsequent sozialen und demo-
kratischen Politik’ in Westdeutschland sah er den besten Schutz vor dem ,östlichen
Totalitarismus’”.53

In seiner Botschaft zum 1. Mai 1950 nannte er drei Bedingungen als “Boden, auf
dem eine soziale Demokratie allein errichtet werden kann”: die “Entmachtung der
Schuldigen am Dritten Reich und der Nutznießer des Staates der nationalsozialisti-
schen Gewalt, die soziale Sicherheit für die Arbeitenden und ihre Mitbestimmung in
der Wirtschaft, die ausreichende Hilfe für alle bedürftigen Opfer des Krieges und
seiner Folgen”.54

Die erste Bedingung war nach Schumachers eigenen Worten in der Bundesrepublik
nicht erfüllt worden - sie stand auch nicht im Mittelpunkt seiner politischen Praxis.
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An dieser Stelle soll es um die (zweiteilige) zweite Bedingung gehen: zum einen um
die Mitbestimmung der (Lohn-)Arbeitenden in der Wirtschaft - weitergefaßt ging es
um Demokratisierung der Wirtschaft durch Sozialisierung - und zum anderen um
deren soziale Sicherheit.

Hinsichtlich der Demokratisierung der Wirtschaft, hier als Mitbestimmung in der
Wirtschaft artikuliert, wurde Schumacher etwas konkreter auf dem Hamburger Par-
teitag im Mai 1950, als er sich mit dem Schuman-Plan auseinandersetzte und “das
Recht des deutschen Volkes, über sein Eigentum (an “seinen schweren Industrien”)
selbst zu bestimmen und es selbst zu verwalten”, forderte.55  Ähnlich in einer Rede ein
Jahr danach, am 24. Mai 1951 in Gelsenkirchen: Da es sich beim Schuman-Plan um
sechs Länder - unter Ausschluß Großbritanniens und Skandinaviens, wo sozialdemo-
kratische Parteien größeren Einfluß hatten - handelte, sei der Zusammenschluß “kon-
servativ und klerikal, kapitalistisch und kartellistisch” und also nicht im Interesse der
Arbeiterbewegung Westdeutschlands, der es um eine Sozialisierung dieser Industrien
ginge.56  Aber (1950 wie 1951) folgten dann - und das angesichts der in Westdeutsch-
land schon längst geschaffenen gegenteiligen Tatsachen - jeweils wieder nur Schlag-
worte: Die “Sozialisierung in Deutschland und in der Hand von Vertretern der deut-
schen arbeitenden Bevölkerung (sei) die beste Garantie des europäischen Friedens”,
die es überhaupt gebe. - “Sozialisierung ist Menschwerdung der Arbeit, Sozialisierung
ist Gestaltung und Formung der Wirtschaft, aber vor allem: Sozialisierung ist Politik
im Sinne der Freiheit und des Friedens! (Bravorufe)”57 Und sofort wurde von ihm die
Aussage über Sozialisierung antikommunistisch gewendet: Der vom Schuman-Plan
anvisierte “Überstaat der (kapitalistischen) Manager” sei “die Triumphpforte für den
Einmarsch der nationalkommunistischen Ideen aus dem Osten.(Beifall)”58  Ch.
Kleßmann meinte dazu: “Schumacher plagte offenbar... die Sorge, die KPD könne
aus dieser Form der Westintegration nationales Kapital schlagen”.59

In diesem Sinne argumentierte Schumacher gegen den Schuman-Plan weiter: Die
Meinung, “die von der Voraussetzung ausgeht, daß die Anknüpfung an die Gegeben-
heiten des Tages zu einer Politik führen müßte, die die Stabilisierung des Kapitalismus
zum Fundament auch der politischen Abwehraktion des (gegen den) östlichen Totali-
tarismus mache”, sei “in der Sache falsch”. “Mit den Argumenten des Kapitalismus”
könne man “den östlichen Totalitarismus nicht siegreich bekämpfen. Man kann den
Kommunismus nicht mit kapitalistischen Truppen schlagen. Man kann ihn nur schlagen
mit den Truppen des demokratischen Sozialismus. (Beifall).” - “Die Idee des Sozialis-
mus und der sozialen Demokratie” sei “offensiv gegen Osten politisch vorzutragen”.60

Durch die im Schuman-Plan vorgesehene Hohe Behörde der westeuropäischen Mon-
tanindustrie werde “die Demokratie in den entscheidenden Fragen der Wirtschaftspo-
litik und damit der Politik schlechthin suspendiert bzw. auf(gehoben)”, und er fragte:
(Wie) “Will man die Demokratie gegen den Totalitarismus verteidigen, wenn in einer
zentralen Frage die Demokratie aufgehoben und ein totalitäres, mindestens extrem
autoritäres Manager-Regime eingeführt wird!”61 Die Hohe Behörde verurteilte
Schumacher sowohl “nationalpolitisch” (wegen der untergeordneten Rolle der BRD
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in der Montanunion) als auch “klassenpolitisch”, wegen ihrer Zusammensetzung: “Acht
Kapitalmanager sollen einem Gewerkschafter gegenüberstehen. Das ist das ,paritäti-
sche Mitbestimmungsrecht’ für Kohle und Eisen im europäischen Raum”, wodurch
“die deutsche Mitbestimmung in diesen Wirtschaftszweigen” eine Einbuße erleiden
würde.62

Da tauchte wieder der Begriff Mitbestimmung auf. Vier volle Sätze dazu im Zusam-
menhang mit der Demokratisierung der Wirtschaft enthielt Schumachers Vorwort
zum Jahrbuch der SPD 1950/1951, datiert mit 1. August 1952: “Die arbeitenden
Menschen brauchen eine Bundesregierung, die die Demokratie auch in der Wirt-
schaft verwirklicht. Der Kampf um die Mitbestimmung ist ja nicht in erster Linie
unter sozialpolitischem Gesichtswinkel zu sehen. Der Kampf um die Mitbestimmung
ist ein Kampf wie vor Jahrzehnten der Kampf um das allgemeine und gleiche Wahl-
recht. Die Demokratie braucht ihre Verwirklichung auf allen Gebieten des gesellschaft-
lichen Lebens.”63  Mehr und konkreter auch an dieser Stelle nicht.

Und wieder ging es um den “politischen Auftrag” der Bundesrepublik: “Man kann
eben (West)-Deutschland (durch den Schuman-Plan - U. Pl.) nicht auf die Dauer auf
der ganzen Linie unterdrücken, wenn man seine starke politische Funktion zur Ab-
wehr des kommunistischen Ostens braucht.”64  Gleichgerichtet auch in der Rede zur
Eröffnung des Internationalen Sozialistenkongresses in Frankfurt a. M. am 30. Juni
1951: “Die sozialistische Wirtschaftspolitik mit ihrer Planung und Lenkung auf den
obersten Kommandohöhen der Wirtschaft, insbesondere in der Rohstoffversorgung,
bei den Investitionen und in der Handhabung der menschlichen Arbeitskraft, ist die
Voraussetzung für die erfolgreiche politische Offensive der Demokratie. Hier erhält
auch der Kampf für die Sozialisierung und für die Mitbestimmung (seine) besondere
Bedeutung. Das Mitbestimmungsrecht in Deutschland ist die einzige hier bisher mög-
liche Form des sozialistischen Angriffsgeistes.” Und unmittelbar anschließend wurde
das “soziale Moment” in den Kampf gegen den “Sowjetkommunismus” eingeordnet:
“Das soziale Moment als Voraussetzung und Grundlage jeder positiven Politik der
Freiheit hat seine besondere Anziehungskraft für die Völker Sowjetrußlands und sei-
ner Satellitenstaaten, einschließlich der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands”,
denn: “In den Staaten der kommunistischen Diktatur” hätten “die Arbeiter und Bau-
ern keinen Anteil an den Ergebnissen der Steigerung der Produktion”.65

Nicht anders, wenn Schumacher für die soziale Sicherheit der Arbeitenden warb -
auch das ordnete er vor allem in den Kampf gegen den “Weltkommunismus” ein. So
in der Rede zur Eröffnung des Parteitags in Hamburg am 21.5.50: “Man braucht zu
einem Kontinent der Freiheit und des Wohlstandes mehr als opportunistisch-takti-
sche Manöver eines Anti-Kommunismus, man muß ein Mehr an Demokratie und
sozialer Leistung zeigen, als das heute in vielen Staaten Europas üblich ist. Der Sieg
Europas gründet sich auf ein pro-europäisches und nicht ein anti-östliches Programm.”
- Die Sozialpolitik der Bundesregierung begünstige dagegen den Diktaturgedanken
aus dem Osten.66  Und am 23. August 1950 vor der Presse in Bonn: Es ginge um
“soziale Notwendigkeiten”, und dabei sollte man nicht übersehen, daß “jede Politik,
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durch die der Reallohn und die Realrente in Deutschland geschwächt (werden), sich
objektiv als Begünstigung der kommunistischen Chancen auswirkt”.67  In seiner Rede
vor Parteigremien in Stuttgart am 17. September 1950 hieß es im Abschnitt “Sozialer
Wohlstand - die Chance des Westens”: Die große Auseinandersetzung zwischen Ost
und West zum Gesichtswinkel genommen, “geschieht eigentlich im Westen... gegen-
über dem Osten fast alles, was die objektive Chance des Ostens vergrößert”, am deut-
lichsten sichtbar an der sozialen Frage. Hier läge die große Aufgabe der Bundesregie-
rung. China und Korea lehrten, “daß es gerade der soziale Tiefstand der Massen in
Asien ist, der die Chance des Kommunismus vergrößert hat. Das Unterlassen sozialer
Reformen ist objektiv die stärkste Förderung des Weltkommunismus.”68  Vor der SI
verurteilte er am 1. Juli 1951 den “wirtschaftliche(n) Liberalismus in seiner Hem-
mungslosigkeit”, weil: “wenn die Armen ärmer und die Reichen reicher werden, dann
ist das auch ungewollt eine objektive Begünstigung der Chancen des Kommunismus
und des östlichen Totalitarismus”. Und an anderer Stelle in gleichem Sinne: “Die Grund-
lage der Abwehr des Kommunismus ist die soziale Sicherheit.”69

Zusammengefaßt: Schumachers Einsatz für politische und soziale (Wirtschafts-)
Demokratie in Westdeutschland, für soziale Sicherheit und soziales Wohlergehen seiner
lohnarbeitenden Bevölkerung war ganz und gar dem Antikommunismus untergeord-
net. Nicht zuletzt auch das hat wohl maßgebend dazu beigetragen, daß die SPD in
den 50er Jahren einen “politischen Niedergang” erleiden mußte, den Alexander Schifrin,
Schumachers Gleichgesinnter aus den Jahren vor 1933, im Januar 1949 von den USA
aus vorausgesagt hatte: “... heute muß die Wiedergeburt des demokratischen Sozialis-
mus von innen heraus die Voraussetzung seines Machtaufstiegs werden... Der Anti-
kommunismus liefert hier keinen Weg, auch nicht für die Verteidigung der Demokra-
tie... Ich sehe die größte Gefahr in der Kombination des Revisionismus in der deut-
schen Außenpolitik mit dem Antibolschewismus und dem kalten Krieg. Es ist die
schlimmste Illusion zu glauben, der kalte Krieg werde der Demokratie in Westdeutsch-
land eine Deckung geben. Im Gegenteil, der kalte Krieg, wenn er fortgesetzt wird,
wird die Demokratie in Westdeutschland vergiften, aushöhlen und erschüttern. Seine
Kosten wird die Sozialdemokratie zu bezahlen haben...”70

Der antikommunistische Konsens in der BRD - das “große Werk” Schumachers -
hatte die Position der SPD in den 50er Jahren nicht gestärkt. Er hatte dazu beigetra-
gen, daß ihre “gesellschaftsverändernde Dynamik ins Leere lief ”. Er hatte die Demo-
kratie, die politische Kultur in der BRD eher vergiftet als befördert.

1 Neben verschiedenen Pressebeiträgen siehe vor allem: Kurt Schumacher und der “Neubau” der deut-
schen Sozialdemokratie nach 1945. Referate und Podiumsdiskussion eines Kolloquiums des Gesprächs-
kreises Geschichte der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn am 13./14. Oktober 1995, hrsg. von Dieter
Dowe, Bonn 1996 (im folgenden “Neubau”); Nach-Denken. Kurt Schumacher und seine Politik. Wis-
senschaftliches Symposion am 30. Oktober 1995 aus Anlaß des 100. Geburtstages von Kurt Schumacher.
Stiftung der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in Zusammenarbeit mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Berlin 1996 (im folgenden Nach-Denken).
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befassen sich nur 7 mit Rechtsradikalismus bzw. Antisemitismus (das sind 17 Seiten von fast 1000);
darunter: ein Privatbrief, zwei Interviews für New Yorker Zeitungen, zwei interne Stellungnahmen
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fentlichter Brief an Adenauer, also durchweg nicht öffentliche Dokumente. (Siehe W. Albrecht, S.18/
19).
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zu. (Siehe W. Albrecht, S. 993.) Zu der Tagung am 4.-5. Februar 1950 siehe Neuer Vorwärts, Bonn,
10. Februar 1950.

30 W. Albrecht, S. 993.
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33 Siehe Ulla Plener: Schumacher und die Russen. Zu seiner Art des Nationalismus, in: Utopie kreativ,
H. 69/70 (Juli/August 1996), S.126f. Siehe auch W. Albrecht (Einleitung), S.177-179.
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furt a. M. o. J., (im folgenden Protokoll Hamburg), S.80.
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39 Ebenda, S.238.
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40 Ebenda, S.242.
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42 W. Albrecht, S.1004, es folgten einige Beispiele aus der Presse.
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